
www.politikundkultur.net20 EUROPAWAHL

CDU/CSU SPD AfD FDP Die Linke Bündnis /
Die Grünen

#1 STÄRKUNG DER EUROPÄISCHEN UNION

Europa soll allen dienen; 
Binnenmarkt soll gestärkt 
werden; Mitgliedstaaten 
sind für soziale Sicherung 
verantwortlich; Chancen 
der Digitalisierung ins-
besondere Künstlicher 
Intelligenz sollen genutzt 
werden; Interrail-Ticket für 
alle -Jährigen kostenlos; 
Stärkung der Ausbildung 
im Ausland mit Erasmus+; 
Schutz aller Sprachen in Eu-
ropa; Stärkung von Deutsch 
in EU.

Einsatz für sicheres, soziales 
und nachhaltiges Europa.

EU soll Europa der Vater-
länder sein, dazu gehört ein 
möglichst unbehinderter Bin-
nenmarkt; Kompetenzen der 
EU sollen nicht zulasten der 
Mitgliedstaaten ausgeweitet 
werden; grundlegende Refor-
men werden angestrebt, dazu 
gehören: Abschaff ung des EU-
Parlaments, Rechtssetzung nur 
durch Nationalstaaten, Ein-
schränkung des Europäischen 
Gerichtshofs; sollte dies nicht 
gelingen: Austritt Deutsch-
lands aus der EU oder Aufl ö-
sung der EU und Gründung 
einer europäischen Wirtschafts- 
und Interessengemeinschaft.

Einheit Europas ist das 
Beste, was passieren konn-
te; sie ermöglicht Freiheit, 
Frieden und Wohlstand; 
EU soll handlungsfähiger 
werden durch mehr Bürger-
beteiligung, institutionelle 
Reformen und Bürokratie-
abbau; volles Initiativrecht 
des EU-Parlaments; mehr 
Mehrheitsentscheidungen 
im Rat; Verkleinerung der 
EU-Kommission; bis  
Einberufung eines Europä-
ischen Konvents, der eine 
gemeinsame Verfassung 
vorbereiten soll.

Stärkung der EU mit Blick 
auf Freiheit, Gleichheit und 
Solidarität; dem Demokra-
tiedefi zit soll entgegenge-
treten werden; Partikular-
interessen, insbesondere 
von Unternehmen, soll ent-
gegengetreten werden; Ini-
tiativrecht des Europäischen 
Parlaments soll gestärkt 
werden, Ratsentscheidun-
gen sollen durch Europäi-
sches Parlament kontrolliert 
werden; Ausschuss der Regi-
onen soll gestärkt werden. 

EU soll mehr Stärke und 
Entscheidungskraft erhal-
ten; Europäisches Parla-
ment soll vollwertiges Ini-
tiativrecht für europäische 
Gesetzgebung erhalten; 
Europäisches Parlament 
soll gleichberechtigt in 
allen Fragen mitentschei-
den; Rat soll zunehmend 
mit Mehrheit entscheiden; 
Lobbyismus muss transpa-
renter werden; europäische 
Solidarität und europäischer 
Zusammenhalt sollen ge-
stärkt werden; Deutschland 
soll hier mit gutem Beispiel 
vorangehen.

#2 KULTURPOLITISCHE INITIATIVEN

Achtung der kulturellen 
Vielfalt der Regionen und 
Nationen; Förderung des 
kulturell Verbindenden; 
Förderung des Wachstums 
der Kultur- und Kreativwirt-
schaft; Stärkung der Wett-
bewerbsfähigkeit der Kul-
tur- und Kreativwirtschaft; 
engere Zusammenarbeit 
zwischen öff entlichem und 
Privatsektor zur Ausschöp-
fung des wirtschaftlichen 
Potenzials der Kultur- und 
Kreativwirtschaft; beson-
derer Akzent in EU-Kultur-
förderung auf Kultur- und 
Kreativwirtschaft.

Breiter Zugang für Kul-
tur für alle; Einführung 
eines Europäischen Kul-
turschecks für sozial be-
nachteiligte Jugendliche; 
mindestens Verdopplung 
des Haushaltsvolumens von 
»Kreatives Europa«; Stei-
gerung des Kulturanteils 
im EU-Haushalt; Einsatz 
für Mindeststandards für 
Unterstützungssystem für 
Künstler nach dem Vorbild 
der Künstlersozialversi-
cherung; Erhalt und Schutz 
der Buchpreisbindung, des 
kulturellen Erbes, der kultu-
rellen Identität und aktive 
Geschichtspolitik.

Derzeitige ideologische Kultur-
politik der EU soll demaskiert 
werden; Unterstützung von 
Maßnahmen die Unterschiede 
zwischen den Mitgliedstaa-
ten verdeutlich und kein Be-
kenntnis zum europäischen 
Gedanken verlangen; deutsche 
Hochsprache und Regional-
sprachen sollen immaterielles 
Kulturerbe werden.

Stärkeres Engagement im 
Kulturaustausch; Abbau von 
Bürokratie bei der EU-Kul-
turförderung; Einführung 
eines europaweiten Kultur-
fonds nach dem Vorbild des 
britischen National Trust; 
Europäischer Kulturfonds 
soll gesamteuropäische 
Dachorganisation zur Stär-
kung der europäischen 
Identität und Wertschät-
zung des Erbes werden; 
Aufbau einer europäischen 
Medienöff entlichkeit.

Ausbau und Fortsetzung von 
»Kreatives Europa«; Einfüh-
rung eines Fair-Work-Sie-
gels, mit dem Unternehmen 
der Kulturwirtschaft nach-
weisen, dass sie Kreative 
gut bezahlen; Unterbindung 
der Doppelbesteuerung von 
Künstlern; Förderung der 
europaweiten Wirkung von 
Gedächtnisinstitutionen; 
Aufbau europäisch gut zu-
gänglicher Mediatheken, 
die vor allem vom Angebot 
des öff entlich-rechtlichen 
Rundfunks gespeist werden; 
Einführung von Program-
men zur digitalen Bildung;
Ausweitung der Schranken-
regeln in EU-Urheberrecht.

Zugang zu Kunst und Kul-
tur für alle; Vorschläge des 
Europäischen Parlaments 
für Programm »Kreatives 
Europa« sollen vom Rat 
übernommen werden; par-
lamentarische Kontrolle der 
jährlichen Arbeitsprogram-
me von »Kreatives Europa«.

#3 SICHERUNG DER KUNST-, MEINUNGS- UND INFORMATIONSFREIHEIT

Meinungsfreiheit ist eine 
zentrale Grundlage; jeder 
Mitgliedstaat soll künftig 
von unabhängigem Exper-
tenrat auf Einhaltung der 
Meinungsfreiheit überprüft 
werden; schwerwiegende 
nachgewiesene Verstöße 
werden vor den Europä-
ischen Gerichtshof ge-
bracht; bei Verurteilung 
drohen Sanktionen, hierfür 
soll das Einstimmigkeits-
prinzip beendet werden; 
Strafmaßnahmen sollen 
per Mehrheitsentscheidung 
vom Europäischen Parla-
ment oder Rat beschlossen 
werden.

Schutz der Kunst-, Mei-
nungs- und Informati-
onsfreiheit; Verteidigung 
dieser Grundwerte der EU; 
Mitgliedstaaten, die gegen 
diese Grundwerte verstoßen, 
müssen mit Kürzungen der 
Zuwendungen aus dem EU-
Haushalt rechnen; in allen 
Mitgliedstaaten regelmä-
ßige Prüfung der Lage der 
Rechtsstaatlichkeit; Unter-
stützung von Organisatio-
nen, die sich dem demokra-
tischen Dialog verschrieben 
haben..

Keine Begrenzung der Kunst- 
und Meinungsfreiheit – auch 
nicht im Internet; Ablehnung 
von Bestrebungen sogenannter 
Hassreden im Internet einzu-
schränken; möglichst keine 
Maßnahmen gegen Mitglied-
staaten wegen Einschränkung 
der Meinungsfreiheit.

Kunst-, Meinungs- und 
Informationsfreiheit sind 
von essentieller Bedeutung; 
gegenüber Mitgliedstaa-
ten, in denen die Werte 
der EU-Grundrechtscharta 
verletzt werden, müssen 
Sanktionsmechanismen 
vorhanden sein; Gewährung 
fi nanzieller Mittel an Mit-
gliedstaat muss von Einhal-
tung der Grundrechtecharta 
abhängig gemacht werden; 
Agentur der EU für Grund-
rechtecharta soll aufgewer-
tet werden und Mandat zur 
Bewertung der Menschen-
rechtslage in den Mitglied-
staaten erhalten; Einfüh-
rung des »systemischen Ver-
tragsverletzungsverfahrens«, 
in dem Vertragsverletzungs-
verfahren gebündelt werden 
können

Einsatz für Kunst- und 
Meinungsfreiheit in Europa, 
darum auch Ablehnung der 
Urheberrechtsreform, da sie 
die Kunst- und Meinungs-
freiheit bedroht.

Kunst-, Meinungs- und 
Informationsfreiheit sind 
zentrale Pfeiler der Demo-
kratie; Einführung eines 
Grundrechts-TÜV, bei dem 
Verfassungsrechtler in den 
EU-Mitgliedstaaten regelmä-
ßig die Einhaltung demokra-
tischer Grundsätze prüfen, 
werden Verstöße festgestellt, 
sollen Vorschläge für Verbes-
serungen bzw. Sanktionen 
vorgeschlagen werden; För-
dermittel sollen an Einhal-
tung demokratischer Grund-
werte gebunden werden.

#4 EUROPÄISCHER FÖRDERFONDS FÜR AKTEURE AUS KUNST, KULTUR UND KULTURELLER BILDUNG

Förderung setzt die Einhal-
tung der Regeln voraus.

Schwierig Mitgliedstaaten 
politische Gründe bei der 
Nicht-Gewährung von För-
derungen nachzuweisen, da-
her Förderung eines »Fonds 
für europäische Grundwer-
te« und bessere Ausstattung 
von »Kreatives Europa«.

Förderinstrument wird skep-
tisch gesehen, da sie zu Inst-
rumenten der Politik werden 
könnten, die als verfehlt ange-
sehen wird.

EU soll politisch bedrängten 
Künstlern helfen; »Kreatives 
Europa« könnte hierfür spe-
zielle Mittel bereithalten.

Bestehende Förderinstru-
mente für Journalisten sol-
len für Künstler ausgeweitet 
werden; wenn in Mitglied-
staaten die Kunstfreiheit 
bedroht wird, sollen Sank-
tionen wie Stimmentzug im 
Rat geprüft werden.

Kompetenzen der EU für 
direkte Förderungen sind 
begrenzt; Ausbau von Ko-
operationen mit Stiftungen.

Antworten der im Deutschen Bundestag vertretenen 
Parteien auf die  Fragen des Deutschen Kulturrates 
zur Europawahl 



Politik & Kultur | Nr. /  | Mai  21EUROPAWAHL

CDU/CSU SPD AfD FDP Die Linke Bündnis /
Die Grünen

#5 MASSNAHMEN ZUR SICHERUNG DES MEDIENPLURALISMUS

Europäische Medienange-
bote sollen vorangebracht 
werden; Medienplattformen 
der europäischen öff entlich-
rechtlichen Sender sollen 
vernetzt werden; bei nati-
onaler Umsetzung der EU-
Urheberrechtsrichtlinie soll 
es nicht zu Upload-Filtern 
kommen; bessere Vernet-
zung der europäischen 
National- und Staatsbi-
bliotheken zur europäischen 
digitalen Bibliothek.

Off enes Internet ist Voraus-
setzung für Medienplura-
lismus, Medienvielfalt und 
fairen Wettbewerb; zentral, 
dass Inhalte von öff entli-
chem Interesse auffi  ndbar 
sind; Medienplattformen 
und -intermediäre brauchen 
technologieneutrale und in-
teroperable Standards.

Upload-Filter der EU-Urhe-
berrechtsrichtlinie schränken 
Meinungsfreiheit ein; Platt-
formregulierung mit weitge-
hendem Behinderungs- und 
Diskriminierungsverbot wird 
angestrebt.

Medienpluralismus ist zen-
tral; Mitgliedstaaten, die 
dagegen verstoßen, müssen 
mit Sanktionen rechnen; 
mehr Medienöff entlichkeit 
für Europa durch mehrspra-
chige Angebote; Prüfung, 
inwiefern der öff entlich-
rechtliche Rundfunk in den 
Mitgliedstaaten private EU-
weite Rundfunkangebote 
behindert.

Medienvielfalt wird durch 
neue EU-Urheberrechts-
richtlinie gefährdet, daher 
wurde sich dagegen ge-
wandt; Einführung eines 
EU-weiten Whistleblower-
schutzes; Plattformregu-
lierung durch Digitalsteuer 
und strengere Anwendung 
des Kartellrechts.

Medienpluralismus und 
Medienvielfalt sind zentral; 
Unterstützung von unab-
hängigem Journalismus 
in Europa durch Fonds für 
investigativen Journalismus; 
Ziel ist Schaff ung einer 
nachhaltigen Digitalöko-
nomie; Ablehnung eines 
Leistungsschutzrechts für 
Presseverlage.

#6 EINFÜHRUNG EINER DIGITALSTEUER

Faire Steuern für alle 
Unternehmen; Einsatz für 
Besteuerung virtueller 
Betriebsstätte.

Bis Ende  Einführung 
einer globalen Mindestbe-
steuerung digitaler Unter-
nehmen; gleichzeitig Ver-
folgung einer europäischen 
Lösung.

Statt Digitalsteuer eher Maß-
nahmen gegen Gewinnverla-
gerung von US-Internetkon-
zernen.

Ablehnung einer Digital-
steuer, stattdessen Fort-
führung der Diskussion um 
angemessene Besteuerung 
der digitalen Wirtschaft auf 
OECD-/G-Ebene.

Einführung einer Digital-
steuer.

Einführung einer am Umsatz 
orientierten Digitalsteuer; 
mittelfristig Einführung di-
gitaler Betriebsstätten.

#7 URHEBERRECHTLICHE INITIATIVEN

EU-Urheberrechtsreform ist 
abgeschlossen; jetzt natio-
nale Umsetzung.

Ergreifen von europäischen 
Initiativen, wenn es bei 
der Umsetzung der EU-
Urheberrechtsrichtlinie 
zu Beschränkungen der 
Meinungsfreiheit kommt; 
Einsatz für ein besseres Ur-
hebervertragsrecht.

Geistiges Eigentum muss in 
ideeller und materieller Weise 
geschützt und honoriert wer-
den; EU-Urheberrechtsrichtli-
nie weist in falsche Richtung, 
da Meinungsfreiheit einge-
schränkt wird.

Urheberrecht ist Schlüssel-
recht für Schaff ung kreati-
ver Inhalte; bei nationaler 
Umsetzung der EU-Urhe-
berrechtsrichtlinie keine 
Uploadfi lter; Urheber und 
Plattformen sollen frei über 
Lizenzen verhandeln.

Initiativen für mehr Aus-
nahmen im Urheberrecht 
für Forschung, Bildung und 
Kulturerbe; keine Upload-
Filter bei nationaler Umset-
zung der EU-Urheberrechts-
richtlinie.

Voraussichtlich keine Maß-
nahmen; Umsetzung der 
EU-Urheberrechtsrichtlinie 
auf der nationalen Ebene 
steht an, hier keine Upload-
Filter.

#8 KULTURELLE VIELFALT BEI HANDLUNGSVERTRÄGEN MIT DRITTSTAATEN

Kulturstrukturen sollen 
durch Handelsabkommen 
keinen Schaden nehmen.

Einsatz für breit gefasste 
Ausnahmen für Kultur-
industrie und kulturelle 
Dienstleistungen; EU-
Mitgliedstaaten sollen 
Regulierungsfreiheit haben, 
Subventionen sollen aus-
geklammert werden, damit 
öff entliche Förderung von 
Kultur nicht eingeschränkt 
wird.

Bildung und Kultur sollen aus 
Handelsverträgen möglichst 
ausgeklammert werden.

Langfristiges Ziel einer 
weltweiten Freihandelsord-
nung im Rahmen der WTO; 
stehen für schonenden 
Ausgleich der Interessen 
bei Handelsabkommen; 
Kulturgüter haben Doppel-
charakter.

Herausnahme öff entlicher 
Angebote aus Handelsver-
trägen, um Vielfalt und Ex-
perimente zu fördern.

Kunst- und Kulturgüter ha-
ben Doppelcharakter; Kon-
vention Kulturelle Vielfalt 
muss bei internationalen 
Handelsverträgen vertei-
digt werden; audiovisuelle 
Dienste sollen auch künftig 
von internationalen Han-
delsverträgen ausgeschlos-
sen bleiben.

#9 BEDEUTUNG DER AUSWÄRTIGEN KULTURPOLITIK

Europa ist auch kulturelles 
Projekt; europäische Di-
mension der Auswärtigen 
Kulturpolitik soll in deut-
scher EU-Ratspräsident-
schaft gestärkt werden.

Stärkung der Auswärtigen 
Kultur- und Bildungspolitik 
der EU; Verbreitung euro-
päischer Werte wie Achtung 
der Menschenrechte, Tole-
ranz und Anti-Diskriminie-
rung in der Welt; verstärkte 
Einbeziehung internationa-
ler kultureller Beziehungen 
in die EU-Außenpolitik.

Ziel: Auswärtige Kulturpolitik 
muss kulturelle Verständigung 
sein; keine Vermittlung einer 
abstrakten europäischen Ein-
heitskultur; Fürsorgepfl icht für 
deutsche Minderheiten in der 
Welt muss beachtet werden.

Einrichtung einer Kulturab-
teilung beim Auswärtigen 
Dienst; Entwicklung einer 
Auswärtigen Kulturpolitik 
der EU gegenüber Drittstaa-
ten; stärkere Nutzung der 
Möglichkeiten der Kultur-
diplomatie.

Auswärtige Kulturpolitik hat 
große Bedeutung; Förde-
rung der Zusammenarbeit 
mit Staaten im Mittleren 
und Nahen Osten; Europä-
isierung der Diskussion um 
koloniales Erbe.

Kulturpolitik hat eine wich-
tige Bedeutung bei den in-
ternationalen Beziehungen 
der EU; Kulturdiplomatie 
soll gestärkt werden, ein 
Beispiel hierfür sind die 
»European Houses of 
Cultures«.

#10 EINBEZIEHUNG ZIVILGESELLSCHAFTLICHER ORGANISATIONEN IN DIE EUROPÄISCHE KULTURPOLITIK

Mitgliedstaaten sind in ers-
ter Linie für Kulturpolitik 
zuständig; kulturelle Zu-
sammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten soll ausge-
baut werden; europäischer 
Dialog zwischen Künstlern 
und anderen Kulturschaf-
fenden soll weiterentwickelt 
werden; Förderung des in-
terkulturellen Dialogs und 
der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit.

Einbeziehung nationaler 
und europäischer Akteure 
in Beratungsprozesse zur 
Kulturpolitik; Organisation 
von Zusammenkünften der 
Interessenvertreter mit Ver-
tretern der Mitgliedstaaten 
und den EU-Institutionen.

Begriff  Zivilgesellschaft wird 
an sich kritisch gesehen; Ein-
beziehung solcher Organisatio-
nen in europäische Kulturpoli-
tik wird kritisch bis ablehnend 
betrachtet.

Einsatz für ein europäisches 
Vereins-, Stiftungs- und 
Gemeinnützigkeitsrecht; 
Förderung eines Stiftungs-
dialogs auf europäischer 
Ebene.

Verstärkung des Austau-
sches mit Einrichtungen 
des Kulturerbes, um Verän-
derungen im Urheberrecht 
(weitere Schranken) zu 
erzielen; Austausch mit 
Kulturschaff enden, um die 
soziale Lage von Künstlern 
in Europa zu verbessern; 
Ausbau der Zusammenarbeit 
mit netzpolitischen NGOs 
zu Fragen der Plattformre-
gulierung.

Zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen sind bei Auswer-
tung und Implementierung 
der Arbeitsprogramme 
beteiligt; dies soll ausgebaut 
werden.


